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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Be t r . : V erwaltungs verfahr en 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Arndt (Ham- 
burg), Dürr, Kleinert und Genossen 
- Drucksache VI/3473 - 


Die obengenannte Kleine Anfrage beantworte ich im Einver- 
nehmen mit dem Herrn Bundesminister des Innern wie folgt: 


1. Besteht in den einzelnen Bundesländern eine untersdiiedlidie 
Relation zwischen der Zahl der durch Widerspruchsbescheid 
erledigten Verwaltungsverfahren einerseits und der Zahl der 
ein Widerspruchsverfahren voraussetzenden verwaltungsgericht- 
lichen Klagen andererseits? 


Zu dieser Frage liegt der Bundesregierung statistisches Zahlen- 
material vor, das vom Bundesministerium des Innern auf Er- 
suchen des Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages an- 
läßlich der parlamentarischen Beratung des Regierungsentwurfs 
eines Verwaltungs Verfahrensgesetzes durch Umfrage bei den 
Ländern erhoben worden ist. Bei Zugrundelegung dieses Zah- 
lenmaterials ist die Frage zu bejahen. Der Anteil der ein Wider- 
spruchsverfahren voraussetzenden verwaltungsgerichtlichen 
Klageverfahren (Anfechtungs- und Verpflichtungsklagen) an 
der Summe der durch Widerspruchsbescheid abgeschlossenen 
Vorverfahren schwankt im Vergleich zwischen den einzelnen 
Bundesländern erheblich. Er reicht von 14,0 Vo (Bremen) bis 
29,6 Vo (Bayern) und beträgt im Bundesdurchschnitt 21,3 Vo. 

Allerdings müssen diese Zahlen mit Vorbehalt gewürdigt wer- 
den. Sie sind von den Ländern unter zum Teil sehr unterschied- 
lichen Gesichtspunkten ermittelt worden und unterscheiden sich 
insbesondere hinsichtlich des Umfangs der durchgeführten Er- 
hebungen. So wurden beispielsweise in Rheinland-Pfalz rund 
24 300 Widerspruchsverfahren untersucht, während der von 
Bayern durchgeführten Erhebung nur rund 4700 Widerspruchs- 
verfahren zugrunde liegen. Unterschiede bestehen ferner hin- 
sichtlich des Erhebungszeitraums. Für die Länder Hessen und 
Niedersachsen liegen keine Angaben vor. Ein zahlenmäßig 
exakter Vergleich erscheint danach nicht möglich. Dennoch 
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dürfte die Untersuchung die Annahme rechtfertigen, daß die 
fragliche Relation im Vergleich zwischen den Ländern Unter- 
schiede aufweist. Die einzelnen Zahlen sind in der ersten Senk- 
rechtspalte der anliegenden Tabelle 2 dargestellt. 

Zu erwähnen ist abschließend, daß die dargestellte Relation das 
Ausmaß der Filterwirkung des Widerspruchsverfahrens inso- 
fern nicht ganz zutreffend wiedergibt, als sie die auf andere 
Weise als durch Bescheid abgeschlossenen Verfahren nicht be- 
rücksichtigt. So weist beispielsweise das Erhebungsergebnis 
für Rheinland-Pfalz trotz eines vergleichsweise hohen Anteils 
an Klagen (28,2 Vo) den höchsten Anteil (97,7 Vo) an Fällen aus, 
in denen das Widerspruchsverfahren den Streit endgültig abge- 
schlossen hat. 


2. Besteht ferner in den einzelnen Bundesländern eine unterschied- 
liche Relation zwischen der Zahl der Einwohner eines Gerichts- 
bezirks und der Zahl der Spruchkörper bei den Verwaltungs- 
gerichten erster Instanz? 

Eine vergleichende Betrachtung der Relation zwischen Gerichts- 
eingesessenen und Spruchkörperzahl ergibt erhebliche Unter- 
schiede. Die Einwohnerzahl pro Kammer schwankt zwischen 
470 500 (VG Darmstadt) und 147 800 (VG Bremen). Bei diesem 
Vergleich ist jedoch zu berücksichtigen, daß die einzelnen Kam- 
mern unterschiedlich stark besetzt sind. Die Kammerstärke 
beträgt maximal 4,2 (VG’e Gelsenkirchen, Minden und Münster) 
und minimal 2,1 (VG Koblenz) Richter einschließlich des Vor- 
sitzenden. Auf einen Richter einschließlich der Vorsitzenden 
entfallen maximal 159 857 (VG Bayreuth) und minimal 49 176 
(VG Berlin) Einwohner. Die Zahlen für die einzelnen Gerichte 
sind in der anliegenden Tabelle 1 dargestellt. Angaben über die 
Einwohnerzahlen der Verwaltungsgerichtsbezirke des Landes 
Nordrhein-Westfalen waren nicht zu erhalten. Die Relation zwi- 
schen der Gesamtbevölkerung dieses Bundeslandes und der 
Zahl seiner Gerichte bzw. Richter ergibt sich aus der Tabelle 2. 


3. Besteht weiterhin in den einzelnen Bundesländern eine unter- 
schiedliche Relation zwischen der Zahl der Einwohner eines 
Gerichtsbezirks und der Zahl der anhängigen Verwaltungsstreit- 
verfahren in der ersten Instanz? 

Die Frage ist zu bejahen. Pro Verfahren entfielen am 31. De- 
zember 1971 beim VG Bayreuth 3391 (Maximum) und beim VG 
Berlin 910 (Minimum) Gerichtseingesessene. Einzelheiten sind 
aus der Tabelle 1 ersichtlich. 


4. Wenn ja, inwieweit sind, nach den einzelnen Bundesländern 
aufgeschlüssclt, diese Relationen verschieden? 

Die Unterschiede der fraglichen Relationen im Vergleich zwi- 
schen den einzelnen Bundesländern ergeben sich aus der 
anliegenden Tabelle 2. 


Gerhard Jahn 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3563 


! 

Einwohner- 
zahl pro 
Kammer 

j 

Richter 
pro Kammer 

Einwohner- 
zahl pro 
Richter 

Einwohner- 
zahl pro 
anhängiges 
Verfahren 

Baden-Württemberg 


! 



VG Stuttgart 

443 250 

3,5 . 

126 643 

2 631 

VG Freiburg 

312 500 

2,8 

111 471 

1 582 

VG Karlsruhe 

386 000 

3,8 i 

101 578 

2 289 

VG Sigmaringen 

411 500 

3,0 

137 166 

2 379 

Bayern 


I 



VG Ansbach 

215 285 

2,5 ^ 

83 722 

1 250 

VG Augsburg 

378 250 

2,7 I 

137 545 

3 333 

VG Bayreuth 

373 000 

2,3 

159 857 

3 391 

VG München 

337 400 

2,8 : 

120 500 

956 

VG Regensburg 

397 200 

3,0 1 

132 400 

1 682 

VG Würzburg 

298 000 

3,2 1 

91 692 

1 483 

Berlin 

1 

1 

1 



VG Berlin 

160 307 

3,2 

49 176 

910 

Bremen 





VG Bremen 

147 800 

2,4 

61 583 

945 

Hamburg 


i 



VG Hamburg 

223 250 

3,0 

74416 

1 240 

Hessen 





VG Darmstadt 

470 500 

3,5 

134 428 

2 240 

VG Frankfurt 

223 500 

3,1 

70579 

1 065 

VG Kassel 

341 000 

3,5 

97 428 

1 861 

VG Wiesbaden 

180 600 

3,0 

60 200 

1 031 

Niedersachsen 





VG Braunschweig 

326 833 

4,0 

81 708 

1 154 

VG Hannover 

255 076 

3,4 

73 688 

1 248 

VG Oldenburg 

317 333 

3,1 

100210 

1 981 

Nordrhein-Westfalen 





VG Aachen 

- 

2,6 

- 

- 

VG Arnsberg 

- 

3,5 

- 

- 

VG Düsseldorf 

— 

3,0 

— 

— 

VG Gelsenkirchen 

- 

4,2 

- 

- 

VG Köln 

- 

4,1 

- 

“ 

VG Minden 

- 

4,2 

- 


VG Münster 

Rheinland-Pfalz 


4,2 



VG Koblenz 

264 286 

2,1 

123 333 

1 503 

VG Neustadt 

309 666 

2,6 

113 062 

1223 

Saarland 





VG Saarlouis 

280 500 

3,0 

93 500 

1 798 

Schleswig-Holstein 





VG Schleswig 

254 300 

3,4 

74 794 

1338 


Tabelle 1 


3 
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Tabelle 2 

Anteil der 

1 Anfeditungs- und 
Verpflichtungs- 
1 klagen an der 
Summe der durch 
Bescheid abge- 
schlossenen Wider- 
spruchsverfahren 

Einwohner- 
zahl pro 
Kammer 

Richter 
pro Kammer 

Einwohner- 
zahl pro 
Richter 

Einwohner- 
zahl pro 
anhängiges 
Verfahren 

Bundesdurchschnitt 

1 

21,3 «/o 

277 073 

3,3 

89 740 

1 

1380 

Baden-Württemberg 

26,9 «/o 

392 043 

3,3 

118 645 

2210 

Bayern 

29,6 »/o 

323 969 

2,6 

116 207 

1 425 

Berlin 

19,8 »/o 

160 307 

3,2 

49 035 

910 

Bremen 

14,0 o/o 

147 800 

2,4 

61 583 

945 

Hamburg 

16,4 o/o 

223 250 

3,0 

74 416 

1 240 

Hessen 

- 

288 947 

3,2 

88 548 

1 483 

Niedersachsen 

- 

287 240 

3,5 

81602 

1 

1 351 

Nordrhein-Westfalen 

15,6 */o 

406 452 

3,6 

i 

110135 ; 

1 130 

Rheinland-Pfalz 

28,2 o/o 

283 000 

2,3 

118 677 

1350 

Saarland 

25,3 o/o 

280 500 

3,0 

93 500 

1 798 

Schleswig-Holstein 

15,3 o/o 

254 300 

3,4 

74 794 

1338 


4 



